
Da die EU keine eigenen Steuern erheben
darf (nur Zölle aus Drittländern, die unge-
fähr 16 Mrd. Euro bringen), finanziert sie
sich hauptsächlich aus den Beitragszahlun-
gen der Mitgliedsstaaten. Dabei werden al-
le gleich behandelt: jeder zahlt nach seiner
Wirtschaftskraft, dem sog. BNE (Bruttona-
tionaleinkommen), früher
Bruttosozialprodukt. Die rei-
chen und großen Staaten
zahlen mehr als die kleinen
und ärmeren. Deutschland
als größtes Land zahlt zwar
am meisten ein, pro Kopf der
Bevölkerung zahlt es aber in
etwa so viel wie z.B. Frank-
reich und die Niederlande. Nur Großbri-
tannien erhält wegen der besonderen Situa-
tion seiner Landwirtschaft einen Rabatt.
Ausgegeben wird das meiste Geld für die
Landwirtschaft, fast die Hälfte des Ge-
samthaushaltes (46 %). Mehr als ein Drit-
tel wird für die Förderung der ärmsten Re-

gionen ausgegeben. In Deutschland profi-
tieren davon insbesondere die neuen Bun-
desländer. Ziel der Ausgaben ist, dass diese
Regionen wirtschaftlich stärker werden
und zukünftig selbst zu den Kosten der EU
beitragen können. Dies ist in der Vergan-
genheit insbesondere in Irland, aber auch

in Spanien gelungen. Die Ver-
waltungskosten betragen um 6
%. Die restlichen Mittel (ca.
15 %) werden für politische
Schwerpunkte der EU, wie
Forschungsförderung, Ver-
kehrmaßnahmen, Entwick-
lungshilfe, ausgegeben.
Insgesamt gibt die EU zur Zeit

ca. 100 Mrd. Euro jährlich aus und nimmt
auch soviel ein. Schulden darf die EU nicht
machen, anders als die Mitgliedsstaaten.
Das heißt, dass jeder Staat etwa 1 % seines
BNE in die Kasse der EU einzahlen muss,
ab 2004 auch die neuen Mitgliedsstaaten. 
Jeder Staat rechnet für sich natürlich, wie

viel er zahlt und wie
viel er bekommt. Wer
mehr zahlt als er be-
kommt, ist sog. Netto-
zahler. 11 Staaten sind
Nettozahler, Deutsch-
land als großes und rei-
ches Land ist der größte
Nettozahler (2002 wa-
ren es ca. 5 Mrd. Euro).
Pro Kopf der Bevölke-
rung zahlen die Nieder-
lande aber doppelt so
viel wie Deutschland,
auch Schweden zahlt
mehr.

Europa-Info
Mittelrhein

von Ruth Hieronymi MdEP – März 2004
Europabüro Mittelrhein, Marienstr. 8, 53225 Bonn,Tel.: 0228/473001, Fax: 47 74 99, E-Mail: hieronymi@t-online.de

Europäisches Parlament Brüssel, Rue Wiertz,ASP 15 E 261, B-1047 Brüssel,Tel.: 00322284 5859, Fax: -9859

EUROPA-PARLAMENTET
EUROPÄISCHES PARLAMENT
EYPΩΠAÏKO KOINOBOYΛIO
EUROPEAN PARLIAMENT
PARLAMENTO EUROPEO
PARLEMENT EUROPEEN
PARLAMENTO EUROPEO
EUROPEES PARLEMENT
PARLAMENTO EUROPEU
EUROOPAN PARLAMENTTI
EUROPAPARLAMENTET

EUROPA-PARLAMENTET
EUROPÄISCHES PARLAMENT
EYPΩΠAÏKO KOINOBOYΛIO
EUROPEAN PARLIAMENT
PARLAMENTO EUROPEO
PARLEMENT EUROPEEN
PARLAMENTO EUROPEO
EUROPEES PARLEMENT
PARLAMENTO EUROPEU
EUROOPAN PARLAMENTTI
EUROPAPARLAMENTET

… Kontrolle ist besser!
5 Milliarden Euro, 2002 Deutschlands
Nettozahlungen an die EU, sind viel
Geld. Da ist es verständlich, dass wir
alle genau hinschauen, ob der eigene
Beitrag gerecht bemessen ist, ob sich
der Aufwand lohnt, ob das Geld auch
sinnvoll ausgegeben wird, ob mit dem
Geld auch sorgsam umgegangen wird.
Dabei muss das Europäische Parlament
seine Kontrollaufgabe wahrnehmen und
Rat und Kommission auf die Finger
gucken. 
Ist uns die EU fünf Mrd. Euro jährlich
wert? Zum Vergleich:
• Die jährliche Subvention der deutsche

Steinkohle beträgt 3,7 Mrd. Euro
(2002).

• Der jährliche Verlust der Bundesbahn
beträgt 4,5 Mrd. Euro (2002).

• Die Neuverschuldung des Landes
NRW beträgt 5,2 Mrd. Euro (2004).

• Der Bund zahlt jährlich 37 Mrd. Euro
an Zinsen für seine Schulden (2004).

Dem steht der Nutzen der Europäischen
Union entgegen:
• Wegen der friedlichen Entwicklung

Europas, auch dank der EU, konnte
der Bundeswehretat  gegenüber 1995
um ca. 9 Mrd. Euro (0,4 % des BSP)
reduziert werden.

• Als exportorientierte Industrienation
profitieren wir mehr als andere vom
„gemeinsamen Markt“. Allein an die
60 % unseres Exportes geht nämlich
in die Partnerländer der EU.

Deshalb: Die Europäische Union lohnt
sich.

Ihre

Der EU-Haushalt:

Wer zahlt wie viel, 
wer bekommt wie viel?
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Wo viel Geld ist, muss gut aufgepasst wer-
den. Das war in der Vergangenheit nicht
immer so.
In Erinnerung ist die alte Kommission, die
1999 wegen Korruptionsverdacht gegen
einzelne Kommissare zurücktreten musste.
Seitdem hat sich einiges geändert: Das Par-
lament nimmt seine Verantwortung für die
Kontrolle des Haushalts sehr ernst. Insbe-
sondere die deutschen CDU/CSU-Abge-
ordneten haben sich große Verdienste um
eine unbestechliche Arbeit der Kommissi-
on erworben. Grundlage ist die neue Zu-
ständigkeit des Europäischen Parlaments
bei der Verabschiedung des Haushalts seit
dem Vertrag von Amsterdam.
Auch die Gründung einer Kontrollbehör-
de, des Office Européen de Lutte Anti-
Fraude, kurz OLAF, hat dazu beigetragen,
dass die Finanzverwaltung der EU aus den
Schlagzeilen gekommen ist. 
Nur ca. 15 % des Haushalts werden von
der Kommission selbst verwaltet. Der
überwiegende Teil geht in die Mitglieds-
staaten und wird dort verwaltet. Die EU ist
also sehr darauf angewiesen, dass die Mit-
glieder in ihnen übertragenen Mittel ord-
nungsgemäß ausgeben. Außerdem be-
schäftigt die Kommission gerade einmal
so viele Menschen wie die Stadt Mün-
chen, also nicht gerade ein Wasserkopf.

Wie viel Geld die EU insgesamt ausgeben
darf, beschließt allein der Rat, einstimmig,
also mit Zustimmung aller Mitgliedsstaa-
ten. 
Die im Jahr 1999 beschlossene Obergrenze
für alle Finanzplanungen beträgt 1,27 %
des BSP, entsprechend 1,24 % des BNE.

Innerhalb dieser Grenze muss auf Vor-
schlag der Kommission eine „Finanzielle
Vorausschau“, zuletzt für die Jahre 2000
bis 2006, vom Rat beschlossen werden,
ebenfalls einstimmig. Für die Zeit bis 2006
bleiben – auch unter Berücksichtigung des
Beitritts von 10 neuen Ländern – die Aus-

gaben weit unter der Obergrenze, für 2006
bei ca. 1,1 % des BNE.
Für die Zeit von 2007 bis 2013 will die
Kommission für die beschlossenen Aufga-
ben und die Regionalförderung in den neu-
en Mitgliedsländern zwar keine neue Ober-
grenze, die alte aber weiter ausnutzen.
Dem haben sechs Nettozahler, an der Spit-
ze Deutschland, widersprochen. Sie for-
dern eine „Finanzielle Vorausschau“ mit
Zahlungen von 1 % des BNE. Dies soll ge-
genfinanziert werden durch die bereits be-
schlossenen geringeren Ausgaben für die
Agrarpolitik sowie Abbau der besonderen
Förderung für Regionen in Spanien und Ir-
land, aber auch in den neuen deutschen
Bundesländern.
In den nächsten Monaten werden wir darü-
ber eine spannende Diskussion erleben.
Dabei spricht sich die CDU für eine spar-
same Haushaltsführung aus, bei der die
Obergrenze wie bisher nicht ausgeschöpft
werden soll.

OLAF passt auf

Darf’s auch etwas mehr sein?

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

47.582 59.675 62.795 65.800 68.235 70.660 73.715 76.785

8.791 12.105 14.390 16.680 18.965 21.250 23.540 25.825

38.791 47.570 48.405 49.120 49.270 49.410 50.175 50.960

56.015 57.180 57.900 58.115 57.980 57.850 57.825 57.805

Davon: Landwirtschaft - marktbezogene Ausgaben und Direktzahlungen 43.735 43.500 43.673 43.354 43.034 42.714 42.506 42.293

1.381 1.630 2.015 2.330 2.645 2.970 3.295 3.620

11.232 11.400 12.175 12.945 13.720 14.495 15.115 15.740

3.436 3.675 3.815 3.950 4.090 4.225 4.365 4.500

Ausgleich 1.041

Verpflichtungserm�chtigungen insgesamt 120.688 133.560 138.700 143.140 146.670 150.200 154.315 158.450

Mittel f�r Zahlungen insgesamt 114.740 124.600 136.500 127.700 126.000 132.400 138.400 143.100

1,09% 1,15% 1,23% 1,12% 1,08% 1,11% 1,14% 1,15%

0,15% 0,09% 0,01% 0,12% 0,16% 0,13% 0,10% 0,09%

1,24% 1,24% 1,24% 1,24% 1,24% 1,24% 1,24% 1,24%

2. Nachhaltige Bewirtschaftung und Schutz der nat�rlichen Ressourcen

1b. Koh�sion f�r Wachstum und Besch�ftigung

3. Unionsb�rgerschaft, Freiheit, Sicherheit und Recht

�BERBLICK �BER DEN NEUEN FINANZRAHMEN 2007-2013

VERPFLICHTUNGSERM�CHTIGUNGEN

1. Nachhaltiges Wachstum

1a. Wettbewerbsf�higkeit f�r Wachstum und Besch�ftigung

Millionen Euro zu Preisen von 2004

Mittel f�r Zahlungen in % des BNE

Eigenmittelobergrenze in % des BNE

Vorhandener Spielraum

4. Die EU als globaler Partner

5. Verwaltung

Nur eine Zigarette

pro Tag kostet

jeden von uns die

Europäische Union.

Zuviel für Frieden,
Freiheit und
Wohlstand?
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Interne Politik-Bereiche

Strukturpolitische Maßnahmen

Agrarpolitik

Zahlungen aus dem EU-Haushalt an die Mitgliedstaaten
(in Mio. Euro, 2002)
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Ausgaben-Bereiche EU-Haushalt 2003: 97,5 Mrd. Euro 


